
3. Vor allem geht es um den Beitrag des jeweiligen Gesellschaftssystems zur 
Sicherung des Friedens, zur Überwindung der Umweltgefahren, zur Entwick­
lung der Länder der Dritten Welt.

Dazu gehört:
- soziale Beherrschung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts;
- die Entwicklung lebendiger Demokratie, die Verwirklichung und Weiterent­
wicklung der Menschenrechte in ihrer wechselseitigen Bedingtheit von sozialen, 
politischen und persönlichen (individuellen) Rechten;
- eine - auch gegenüber den nachkommenden Generationen verantwortbare - 
Gestaltung des Verhältnisses von Ökonomie und Ökologie, von Mensch und 
Natur.

4. Wettstreit und Zusammenarbeit der gesellschaftlichen Systeme schließen 
sich nicht nur nicht aus, sondern bilden eine - wenngleich oft widerspruchs­
volle - Einheit.

Gleichberechtigte Zusammenarbeit zwischen Ost und West zum beiderseiti­
gen Nutzen fordert die notwendige Wende in den internationalen Beziehungen 
und dient der Entspannung in Europa. Das belegen nicht zuletzt die Erfahrun­
gen der Entspannungsperiode in den 70er Jahren. Andererseits erweitern Fort­
schritte in der Entspannung zugleich die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten auf politischem, ökonomischem, wissenschaftlich-techni­
schem, kulturellem und humanitärem Gebiet.

Beide Gesellschaftssysteme brauchen diese Zusammenarbeit, weil die Ver­
flechtung der Weltwirtschaft fortschreitet, die Entwicklung der Produktivkräfte 
den nationalen Rahmen sprengt und die globalen Probleme sich zuspitzen.

Die Zusammenarbeit zwischen den Systemen und Staaten wird somit zu 
einer Voraussetzung für die Entwicklung der nationalen Wirtschaften und der 
Weltwirtschaft, für die schrittweise Lösung der globalen Menschheitsprobleme, 
für die Überwindung von Armut und Unterentwicklung in der Welt, für den 
Austausch auf den Gebieten der Kultur und der Information, kurz gesagt: Für 
die Entwicklung der menschlichen Zivilisation.

Wir wollen ein Europa der freundschaftlichen Kooperation, des Vertrauens 
und der guten Nachbarschaft. Die Vertiefung des gesamten KSZE-Prozesses bil­
det auch heute eine wichtige Grundlage hierfür. Beide deutsche Staaten sind 
aufgefordert, entsprechend ihrer historischen Verpflichtung und politisch-geo­
grafischen Lage ihren Beitrag zu leisten.

5. Zu einer aktiven Politik der Friedenssicherung durch Abrüstung und des 
friedlichen Wettstreits zwischen den entgegengesetzten Systemen gibt es heute 
keine vernünftige Alternative mehr. Trotzdem trifft sie auf ernste Hindernisse.

Eine solche Politik des Wettstreits und der Zusammenarbeit geht von den 
entgegengesetzten gesellschaftlichen Strukturen und Prinzipien in beiden Syste-
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men aus.


